
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

«Wenn jetzt diese 
Autos (...) plötzlich 
eine Bedrohung 
der nationalen Si-
cherheit der Verei-
nigten Staaten von 
Amerika sind, dann 
erschreckt uns 
das.» 

(Bundeskanzlerin Angela 
Merkel am Samstag in 
München zur Einschätzung 
aus der US-Regierung, 
dass deutsche Autos eine 
Gefahr für die nationale 
Sicherheit darstellen) 
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In dieser Ausgabe:

Es liegt auf der Hand: 
Die Welt hat sich in 
den vergangenen Jah-
ren deutlich verändert. 
Mancherorts ist ein 
neuer Geist eingezogen, 
das haben die Debatten 
zur Außen- und Sicher-
heitspolitik in den ver-
gangenen Wochen und 
Monaten gezeigt. Im-
mer häufiger heißt es: 
Unser Land zuerst, 
koste es, was es wolle. 
Ein solcher Ansatz 
führt gerade in der in-
ternationalen Politik 
ins Abseits.  

Deutschland ist mit al-
len seinen Bundesregie-
rungen gut 
damit ge-
fahren, den 
Au s g l e i c h 
und die en-
ge Zusam-
menarbeit 
mit unseren 
e u r o p ä i -
schen und 
amerikanischen Part-
nern zu suchen. Gleich-
zeitig haben wir auch 
eigene Interessen, die 
wir definieren und rea-
lisieren wollen.  

Gute internationale Po-
litik ist oft ein mühsa-
mer Prozess, aber die-
ser Weg ist der richtige. 
Unsere Bundeskanzle-
rin Angela Merkel hat 
dies in einer vielbeach-
teten Rede auf der 

Münchner Sicherheits-
konferenz auf den 
Punkt gebracht. Zur 
Wahrheit gehört auch, 
dass wir mehr in die 
Bundeswehr investie-
ren müssen. Wenn wir 
gemeinsam mit unseren 
Partnern in Europa und 
in der Nato bestehen 
wollen, müssen wir 
mehr leisten können. 
Das ist im Interesse un-
seres Landes.  

In dieser Woche hat der 
Vermittlungsausschuss 
zur Änderung des 
Grundgesetzes erfolg-
reich getagt. Für die 
Bürger geht es um be-

d e u t s a m e 
Verbesserun-
gen bei der 
D i g i t a l i s i e -
rung der 
Schulen, dem 
sozialen Woh-
nungsbau und 
der Verbesse-
rung der Ver-

kehrswege in den Ge-
meinden. Es geht um 
Milliarden von Euro für 
diese wichtigen Politik-
bereiche, mit denen der 
Bund die Länder zu-
sätzlich unterstützt.  

Mit Blick auf den anste-
henden Austritt Groß-
britanniens aus der EU 
haben wir ein Gesetz 
beschlossen, das für den 
Fall eines ungeregelten 
Brexits Übergangsrege-

lungen und demzufolge 
Rechtssicherheit für ak-
tuell 300.000 im Verei-
nigten Königreich leben-
de Deutsche und 115.000 
in Deutschland lebende 
Briten schaffen soll. Hin-
tergrund ist, dass mit 
dem Ende der Mitglied-
schaft des Vereinigten 
Königreichs in der EU 
auch die Regelungen zur 
Koordinierung der Syste-
me der sozialen Sicher-
heit, die in verschiedenen 
EU-Verordnungen gere-
gelt sind, entfallen. Diese 
EU-Verordnungen bilden 
bisher die Rechtsgrund-
lagen für die Gleichstel-
lung der Leistungen un-
ter anderem bei Krank-
heit und Pflegebedürftig-
keit, Arbeitslosigkeit und 
in Bezug auf  Rentenleis-
tungen. Die Übergangs-
zeit soll 5 Jahre betra-
gen. 

Darüber hinaus haben 
wir notwendige steuer-
rechtliche und finanzre-
levante Regelungen zur 
Begleitung des Brexit 
beschlossen. Die enthal-
tenen steuerlichen Rege-
lungen sollen verhin-
dern, dass allein der 
Brexit eine für den Steu-
erpflichtigen nachteilige 
Rechtsfolge auslöst, ob-
wohl dieser bereits alle 
wesentlichen steuerlich 
relevanten Handlungen 
vor dem Brexit vollzogen 
hat.  

Die Welt wandelt sich 

Freitag, 22. Februar 2019 

Themen 

• Recht 

• Familie 

• Föderalismus 
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Mit der Einrichtung einer wis-
senschaftlichen Anlaufstelle 
kommen wir diesem Anliegen 
in einem neuen, den Betroffe-
nen direkt zugänglichen Betei-
ligungsformat im Gesetzge-
bungsverfahren nach. 

Monatelang hat sich die Union 
dafür eingesetzt, endlich 

kommt sie: Eine 
wissenschaftli-
che Anlaufstelle, 
die Kindern, Ju-
gendlichen, El-
tern und Pflege-
eltern die Mög-
lichkeit eröffnet, 
über ihre Erfah-
rungen mit dem 

Jugendamt, dem Familienge-
richt und der Kinder- und Ju-
gendhilfe vertraulich zu berich-
ten. Die Erfahrungsberichte 
werden von unabhängigen Wis-
senschaftlern ausgewertet. Da-
bei sollen strukturelle Proble-
me des Systems identifiziert 
werden.  

Am Donnerstag haben wir 
den Antrag der Koalitions-
fraktionen zur stärkeren Ein-
beziehung der Betroffenen-
perspektive in der Kinder- 
und Jugendhilfe und Famili-
engerichtsbarkeit im Bundes-
tag debattiert. 

Wir sind überzeugt: Gute Ge-
setzgebung 
heißt, die 
betroffenen 
Bürgerinnen 
und Bürger 
mit einzube-
ziehen. Gera-
de bei sen-
s i b l e n 
Grundrechts-
eingriffen, die bei Entschei-
dungen des Familiengerichts 
und des Jugendamtes regel-
mäßig stattfinden, gebietet es 
der Rechtsstaat, die Perspek-
tive der Kinder, Jugendlichen 
und Eltern selbst ernst zu 
nehmen und bei der Gesetz-
gebung zu berücksichtigen.  

Die wissenschaftliche Anlauf-
stelle soll beim Institut für 
Kinder- und Jugendhilfe 
gGmbH in Mainz im April 
eingerichtet werden und für 
eine Dauer von ca. zwei Mo-
naten Berichte entgegenneh-
men. Die genaue Adresse der 
konkreten Anlaufstelle steht 
noch nicht fest.  

Aufgabe der wissenschaftli-
chen Anlaufstelle ist es, den 
Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages auf der Grundla-
ge der Berichte von Betroffe-
nen Hinweise zu geben, wel-
che Änderungen der Gesetze 
angegangen werden müssen. 
Die wissenschaftliche Anlauf-
stelle wird also keinen Be-
schwerden in Einzelfällen 
nachgehen oder sie bewerten. 
Zuhören – Verstehen – Ge-
stalten, Gesetzgebung nicht 
am Bürger vorbei, sondern 
mit dem Bürger. Dafür steht 
die Familien- und Kinderpoli-
tik der Union. 

Beteiligung bei Kinder– und Jugendhilfe 

§219a 
dass das grundsätzliche Verbot 
der Werbung für Schwanger-
schaftsabbrüche in § 219a StGB 
erhalten bleibt. Das Gesetz ist 

ein gelungener 
Kompromiss, der 
die unterschied-
lichen Positionen 
gut zusammen-
bindet.  

Für die Unionfraktion ist es 
wichtig, dass das Werbeverbot 
nicht gestrichen wird. So ma-
chen wir deutlich, dass ein 
Schwangerschaftsabbruch kei-
ne medizinische Leistung ist 
wie andere auch.  

Die gut austarierte Gesamtar-
chitektur der Beratungsrege-

Am Donnerstag haben wir 
das Gesetz zum §219a be-
schlossen, mit dem Ziel , die 
Information von Frauen, die 
einen Schwanger-
schaftsabbruch in 
Erwägung ziehen, 
zu verbessern. 
Zugleich soll 
Rechtssicherheit 
insbesondere für 
Ärzte und Krankenhäuser 
geschaffen werden. Beson-
ders hervorzuheben ist, dass 
das Verbot der Werbung für 
den Schwangerschaftsab-
bruch bestehen bleibt, um 
den Schutz des ungeborenen 
Lebens zu gewährleisten. 
Wir konnten durchsetzen, 

lung bei Schwangerschaftskon-
flikten mit der Zielsetzung, das 
ungeborene Leben zu schützen, 
bleibt erhalten. Das Gesetz 
schließt eine Informationslücke: 
Frauen, die ungewollt schwan-
ger werden und Hilfe und Un-
terstützung brauchen, werden 
künftig in allen Beratungsstel-
len darüber informiert, welche 
Ärzte Schwangerschaftsabbrü-
che vornehmen. Und es schafft 
Rechtssicherheit: Ärztinnen 
und Ärzte dürfen auf ihrer 
Homepage darüber informie-
ren, dass sie Schwangerschafts-
abbrüche vornehmen. Weitere 
Informationen sind den zustän-
digen unabhängigen Stel-
len vorbehalten  
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Diese Woche haben wir den An-
trag der Bundesregierung zur 
Verlängerung des Mandats für 
den Einsatz deutscher bewaffne-
ter Streitkräfte im Rahmen der 
NATO-geführten Mission 
„Resolute Support“ in Afghanis-
tan beschlossen.  

Grundlage der deutschen Betei-
ligung ist unverändert der Ein-
satzbeschluss des Nordatlantik-
rates vom 2. Dezember 2014 so-

wie die Zustimmung der afghani-
schen Regierung. Ein hinrei-
chend stabiles Afghanistan, von 
dem für Deutschland, seine Ver-
bündeten und die Region keine 
Bedrohung ausgeht, bleibt neben 
dem Aufbau legitimer und stabi-
ler Staatlichkeit sowie nachhalti-
ger wirtschaftlicher Entwicklung 
ein wesentliches deutsches Inte-
resse. Deutschland steht zu der 
Verantwortung und zu seinen 
Zusagen gegenüber internationa-

schen in Deutschland weiter zu 
steigern und unser Land inno-
vativer zu machen. In der Stra-
tegie benennt die Bundesregie-
rung fünf Handlungsfelder: Di-
gitale Kompetenz, Infrastruktur 
und Ausstattung, Innovation 
und digitale Transformation, 
Gesellschaft im digitalen Wan-
del und moderner Staat. Das 
Handlungsfeld „Sicherheit“ ist 
als Querschnittsthema Bestand-
teil aller genannten Handlungs-
felder und Maßnahmen.  

Vorhaben im Bereich „Digitale 
Kompetenz“ sind beispielswei-

se der Digital-
pakt Schule und 
die Nationale 
Weiterbildungs-
strategie sowie 
im Handlungs-
feld „Moderner 

Staat“ die Einführung von BA-
föG-Online. Der jeweilige Um-
setzungsstand ist online unter 
www.digital-made-in.de einzu-
sehen. 

Um den digitalen Wandel in 
Deutschland erfolgreich zu 
gestalten, hat die Bundesre-
gierung im Rahmen einer 
Umsetzungsstrategie zur Di-
gitalisierung Schwerpunkt-
vorhaben der einzelnen Res-
sorts zusammengestellt.  

Federführend für die konkre-
ten Einzelvorhaben bleiben 
die jeweiligen Ressorts. Ziel 
der Vorhaben ist es, die Le-
bensqualität für alle Men-

Digitalisierung gestalten 

len Partnern und zur Solidari-
tät unter NATO-Verbündeten.  

Deutschland ist zweitgrößter 
bilateraler Geber, derzeit 
zweitgrößter Truppensteller 
und Rahmennation für den 
Norden des Landes. Die Dauer 
des vorliegenden Mandats ist 
auf 12 Monate bis zum 31. 
März 2020 begrenzt. Die perso-
nelle Obergrenze liegt unver-
ändert bei 1300 Soldaten.  

Bundeswehr bleibt in Afghanistan 

gen zur Regierungsbefragung 
im Sinne des Bundestags deut-

lich erweitert 
werden.  

Der am Donners-
tag beschlossene 
Vorschlag sieht 
nun auch in der 
Geschäftsordnung 

vor, dass sich Bundeskanzler 
einer turnusmäßigen Befragung 
stellen müssen, welche dreimal 
im Jahr stattfinden soll.  

Die Bundeskanzlerin hatte sich 
im vergangenen Jahr einer sol-
chen Befragung bereits zwei 
Mal gestellt. Darüber hinaus 

erhält der Bundestag künftig 
die Tagesordnung des Kabi-
netts vor der Regierungsbefra-
gung, das heißt die Abgeordne-
ten in den Fraktionen haben 
künftig vor Beginn der Frage-
stunde die Möglichkeit der 
Kenntnisnahme und Vorberei-
tung entsprechender Fragen.  

Die Regierungsbefragung soll 
in Zukunft 60 statt bisher 30 
Minuten dauern, wobei kein 
Thema vorgegeben wird. Auf-
grund der Verlängerung der 
Regierungsbefragung wird die 
Dauer der  anschließenden 
Fragestunde auf 90 Minuten 
reduziert. 

Im vergangenen Jahr haben 
verschiedene Gespräche mit 
dem Ziel statt-
gefunden, ei-
nen interfrak-
tionellen Kon-
sens zur  Neu-
strukturierung 
von Regie-
rungsbefragung und Frage-
stunde im Deutschen Bundes-
tag zu erreichen.  

Nachdem ein fraktionsüber-
greifender Konsens leider 
nicht erreicht werden konnte, 
hat die Koalition in dieser 
Woche einen Vorschlag einge-
bracht, mit dem die Regelun-

Regierungsbefragung ausgeweitet 



4 

«Wir werden einen neuen Verlusttatbestand in das 
Staatsangehörigkeitsgesetz einfügen, wonach Deutsche, 
die eine weitere Staatsangehörigkeit besitzen, die deut-
sche Staatsangehörigkeit verlieren können, wenn ihnen 
die konkrete Beteiligung an Kampfhandlungen einer 
Terrormiliz im Ausland nachgewiesen werden kann.» 

(Auszug des 2018 von CDU, CSU und SPD 2018 vereinbarten 
Koalitionsvertrags) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
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Stark - Kompetent - Bürgernah 

ergänzen, aber können Sie kei-
nesfalls ersetzen.  Gefördert 
wird auch die Qualifizierung 
von Lehrern zur Nutzung digi-
taler Medien und zur Vermitt-

lung digitaler Kompe-
tenzen im Unterricht.  

Mit der Änderung des 
Grundgesetzes Arti-
kel 104c GG. kann 
der Bund  künftig 
den Ausbau der kom-
munalen Bildungsinf-
rastruktur in allen 
Gemeinden fördern. 
Bislang konnten nur 
finanzschwache Ge-
meinden unterstützt 

werden. Wichtig ist, dass die 
Finanzhilfen konkret der 
„Steigerung der Leistungsfä-
higkeit der kommunalen Bil-
dungsinfrastruktur“ dienen 
sollen, nicht der „Förderung 
von Qualität und Leistungsfä-
higkeit des Bildungswesens“. 
Damit ist klargestellt, dass an 
der Architektur des Grundge-
setzes nicht gerüttelt wird und 
Bi ldungspol i t ik  Länder-
Kompetenz bleibt. 

Im Koalitionsvertrag haben wir 
zudem im Rahmen der 
„Wohnraumoffensive“ verein-
bart, den sozialen Wohnungs-
bau in den Jahren 2020 und 
2021 mit zwei Milliarden Euro 
als prioritäre Maßnahme zu 
fördern. Wir sehen darin einen 
wichtigen Beitrag für den ge-
sellschaftlichen Zusammen-
halt. Da der Bund hierfür der-

Am Mittwoch Abend hat der 
Vermittlungsausschuss mit 
breiter Mehrheit der Stim-
men von CDU/CSU, SPD, 
FDP, Bündnis 90/Grüne und 
Linke seitens der 
Vertreter des Bun-
destags sowie mit 
den Stimmen aller 
Ländervertreter 
einen Kompromiss-
vorschlag ange-
nommen, den wir 
im Deutschen Bun-
destag am Don-
nerstag beschlos-
sen haben. Damit 
ist der Weg frei für 
die Umsetzung des Digitalpa-
kts Schule, für das Engage-
ment des Bundes beim sozia-
len Wohnungsbau sowie für 
die Aufstockung der Bundes-
mittel für die kommunale 
Verkehrsinfrastruktur. 

Mit dem Digitalpakt Schule 
stellt der Bund Ländern und 
Kommunen insgesamt fünf 
Milliarden Euro für die digi-
tale Infrastruktur zur Verfü-
gung. Finanziert werden da-
mit etwa WLAN-Anschlüsse, 
die Anschaffung digitaler 
Lerngeräte oder entsprechen-
der Anzeigegeräte wie 
„digitale Tafeln“. Damit soll 
erreicht werden, dass schnel-
les Internet in allen Schulen 
verfügbar wird und der Ein-
satz digitaler Medien in die 
Lerninhalte integriert wer-
den kann. Sie sollen die tra-
ditionellen Lernmethoden 

zeit aber keine Kompetenz hat, 
wurde Artikel 104d GG neu ge-
fasst. 

Schließlich soll die dritte 
Grundgesetzänderung die Auf-
stockung der Bundesmittel für 
das Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (GVFG) ermögli-
chen (Artikel 125c GG). Damit 
wird besonders die Fortsetzung 
für Neu-und Ausbaumaßnah-
men ermöglicht. Die Mittel sol-
len von derzeit 333 Millionen 
Euro in 2020 auf 665 Millionen 
Euro und in 2021 auf eine Milli-
arde Euro erhöht werden. 

Auch beim Thema Zusätzlich-
keit konnte eine Lösung im Ar-
tikel 104b Absatz 2 GG gefun-
den werden. Nach dem neuen 
Satz 5 werden die Mittel des 
Bundes künftig (ab dem 1. Ja-
nuar 2020) nur noch zusätzlich 
zu eigenen Mitteln der Länder 
bereitgestellt. Das heißt: Damit 
der Zweck der Maßnahme gesi-
chert wird, können die Länder 
in dem Förderbereich ihre eige-
nen Mittel nicht kürzen. Ge-
klärt wurde auch die Frage der 
Rechte des Bundes. zur Kon-
trolle der zweckentsprechenden 
Verwendung der Mittel. Die 
Länder werden hierzu Berichte 
zum Einsatz der Gelder vorle-
gen.  

Insgesamt haben wir ein über-
zeugendes Ergebnis erreicht,  
das die Entwicklung der kom-
munalen Infrastruktur und den 
Sozialen Wohnungsbau zukünf-
tig voranbringen hilft. 

 Grundgesetzänderung 


